
Das deutſe 
Reis-Tierſugeſe

vom 24. November 1933.

Abſnitt I.

Tierquälerei.

§ 1.

(1) Verboten iſt, ein Tier unnötig zu quälen oder roh zu mißhandeln.
(2) Ein Tier quält, wer ihm länger dauernde oder ſi wiederholende erheblie 
Smerzen oder Leiden verurſat; unnötig iſt das Quälen, ſoweit es keinem 
vernüftigen, beretigten Zwee dient. Ein Tier mißhandelt, wer ihm erheblie 
Smerzen verurſat; eine Mißhandlung iſt roh, wenn ſie einer gefühlloſen 
Geſinnung entſpringt.

Abſnitt II.

Vorſriften zum Sue der Tiere.

§ 2.

Verboten iſt,
	 1.	 ein Tier in Haltung, Pflege oder Unterbringung oder bei der Beförderung 

derart zu vernaläſſigen, daß es dadur erheblie Smerzen oder er
heblien Saden erleidet;

	 2.	 ein Tier unnötig zu Arbeitsleiſtungen zu verwenden, die offenſitli 
ſeine Kräfte überſteigen, oder die ihm erheblie Smerzen bereiten, oder 
denen es infolge ſeines Zuſtandes nit gewaſen iſt;



	 3.	 ein Tier zu Abritungen, Filmaufnahmen, Sauſtellungen oder ähnlien 
Veranſtaltungen zu verwenden, ſoweit ſie mit erheblien Smerzen oder 
erheblien Geſundheitſädigungen für das Tier verbunden ſind;

	 4.	 ein gebrelies, krankes, abgetriebenes oder altes Haustier, für das 
das Weiterleben eine Qual bedeutet, zu einem anderen Zwee als zur 
alsbaldigen ſmerzenloſen Tötung zu veräußern oder zu erwerben;

	 5.	 ein eigenes Haustier auszuſeen, um ſi des Tieres zu entledigen;
	 6.	 Hunde auf Särfe an lebenden Kaen, Füſen oder an anderen Tieren 

abzuriten oder zu prüfen;
	 7.	 einem über zwei Woen alten Hund die Ohren oder den Swanz zu 

kürzen. Das Kürzen iſt zuläſſig, wenn es unter Betäubung vorgenommen 
wird;

	 8.	 einem Pferd die Sweifrübe zu kürzen (kupieren). Das Kürzen iſt zu
läſſig, wenn es zur Behebung einer Untugend oder einer Erkrankung der 
Sweifrübe dur einen Tierarzt unter Betäubung vorgenommen wird;

	 9.	 an einem Tier in unſagemäßer Weiſe oder ohne Betäubung einen 
ſmerzhaften Eingriff vorzunehmen. Die Kaſtration iſt als ſmerzhafter 
Eingriff anzuſehen bei Pferden, bei über drei Monate alten Rindern 
und Sweinen und bei geſletsreifen Saf- und Ziegenböen. Einer 
Betäubung bedarf es nit, ſofern der mit dem Eingriff verbundene Smerz 
nur geringfügig iſt oder bei gleien oder ähnlien Eingriffen am Menſen 
eine Betäubung in der Regel unterbleibt oder die Betäubung im einzelnen 
Falle na tierärztliem Ermeſſen nit durführbar erſeint;

	10.	 ein in einer Farm gehaltenes Pelztier anders als unter Betäubung oder 
ſonſt ſmerzlos zu töten;

	11.	 Geflügel dur Stopfen (Nudeln) zur Futteraufnahme zu zwingen;
	12.	 lebenden Fröſen die Senkel auszureißen oder abzutrennen.

§ 3.

Die Einfuhr kupierter Pferde iſt verboten. Der Reisminiſter des Innern kann 
in beſonders begründeten Fällen Ausnahmen zulaſſen.

§ 4.

Die Verwendung von Einhufern unter Tag iſt nur mit Genehmigung der zu
ſtändigen Landesbehörde geſtattet.



Abſnitt III.

Verſue an lebenden Tiere.

§ 5.

Verboten iſt, Eingriffe oder Behandlungen, die mit erheblien Smerzen 
oder Sädigungen verbunden ſind, an lebenden Tieren zu Verſuszween 
vorzunehmen, ſoweit nit die Vorſriften der §§ 6 bis 8 etwas anderes 
beſtimmen.

§ 6.

(1) Der Reisminiſter des Innern kann auf Vorſlag der zuſtändigen Reis- 
oder oberſten Landesbehörden beſtimmten wiſſenſaftli geleiteten Inſtituten 
oder Laboratorien die Erlaubnis zur Vornahme wiſſenſaftlier Verſue an 
lebendigen Tiere erteilen, ſofern der wiſſenſaftlie Leiter über die erforderlie 
famänniſe Ausbildung und Zuverläſſigkeit verfügt, geeignete Einritungen 
für die Vornahme der Tierverſue vorhanden ſind und Gewähr für gute Wartung 
und Unterbringung der Verſustiere gegeben iſt.

(2) Der Reisminiſter des Innern kann die Erteilung der Erlaubnis anderen 
oberſten Reisbehörden überlaſſen.

(3) Die Erlaubnis kann jederzeit ohne Entſädigung zurügezogen werden.

§ 7.

Bei Ausführung der Tierverſue (§ 5) ſind folgende Vorſriften zu 
beobaten:

	 1.	 Die Verſue dürfen nur unter voller Verantwortung des wiſſenſaftlien 
Leiters oder des von ihm beſonderſ ermätigten Stellvertreters ausgeführt 
werden.

	 2.	 Die Verſue dürfen nur von wiſſenſaftli hierzu vorgebildeten Perſonen 
oder unter deren Leitung und nur unter Vermeidung jeder für den Zwe 
entbehrlien Smerzerregung vorgenommen werden.

	 3.	 Verſue zu Forſungszween ſind nur dann zu unternehmen, wenn ſie 
einen beſtimmten, bisher von der Wiſſenſaft no nit beſtätigten Erfolg 



erwarten laſſen oder ſoweit ſie zur Klärung bisher ungelöſter Fragen 
dienen.

	 4.	 Die Verſue ſind, ſofern nit na dem Urteil des Wiſſenſaftlien 
Leiters der Zwe des Verſues dies unbedingt ausſlieſſt oder der mit dem 
Eingriff verbundene Smerz geringfügiger iſt als die mit einer Betäubung 
verbundene Beeinträtigung des Wohlbefindens des Verſustieres, nur 
unter Betäubung vorzunehmen.

An demſelben unbetäubten Tier darf nit mehr als e i n ſwerer 
operativer oder ſmerzhafter unblutiger Verſu ausgeführt werden.

Tiere, die na Beendigung ſwerer, insbeſondere mit operativen 
Eingriffen verbundener Verſue unter erheblien Smerzen zu leiden 
haben, ſind, ſofern dies na dem Urteil des wiſſenſaftlien Leiters mit 
dem Zwe des Verſues vereinbar iſt, alsbald ſmerzlos zu töten.

	 5.	 Verſue an Pferden, Hunden, Kaen oder Affen dürfen nur dann ausgeführt 
werden, wenn dur Verſue an anderen Tieren der beabſitigte Zwe 
nit erreit werden kann. 

	 6.	 Es dürfen nit mehr Tiere verwendet werden, als zur Klärung der 
betreffenden Frage notwendig iſt.

	 7.	 Tierverſue zu Lehrzween ſind nur dann geſtattet, wenn andere Lehrmittel, 
z.B. Bild, Modell, Präparat, Film, nit auſreien.

	 8.	 Über die Art der verwendeten Tiere, den Zwe, die Durführung und das 
Ergebnis der Verſue ſind Aufzeinungen zu maen.

§ 8.

Den Vorſriften der §§ 5 bis 7 unterliegen nit Tierverſue für Belange 
der Retspflege ſowie Impfungen und Blutentnahmen an lebenden Tieren 
zum Zwee der Erkennung von Krankheiten der Menſen oder Tiere oder zur 
Gewinnung oder Prüfung (Wertbeſtimmung) von Seren oder Impfſtoffen na 
bereits erprobten oder ſtaatli anerkannten Verfahren. Do ſind au dieſe 
Tiere alsbald ſmerzlos zu töten, wenn ſie unter erheblien Smerzen zu leiden 
haben und die Tötung mit dem Zwee des Verſus vereinbar iſt.



Abſnitt IV.

Strafbeſtimmungen.

§ 9.

(1) Wer ein Tier unnötig quält oder roh mißhandelt, wird mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſen Strafen beſtraft.

(2) Wer, abgeſehen von den Fällen des Abf. 1, ohne die erforderlie Erlaubnis 
einen Verſu an lebenden Tieren (§ 5) vornimmt, wird mit Gefängnis bis zu 
ſes Monaten und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft.

(3) Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Reismark oder mit Haft wird, 
ſoweit die Tat nit ſon unter die Strafdrohung der Abf. 1, 2 fällt, beſtraft, 
wer vorſäli oder fahrläſſig

1.	 einem der Verbote der §§ 2 bis 4 zuwiderhandelt;
2.	einer Vorſrift des § 7 zuwiderhandelt;
3.	einer vom Reisminiſter des Innern oder von einer Landesregierung na 

§ 14 erlaſſenen Vorſrift zum Sue der Tiere zuwiderhandelt;
4.	es unterläßt, Kinder oder andere Perſonen, die ſeiner Aufſit unterſtehen 

und zu ſeiner Hausgemeinſaft gehören, von einer Zuwiderhandlung gegen 
die Vorſriften dieſes Geſees abzuhalten.

§ 10.

(1) Neben der wegen einer vorſälien Zuwiderhandlung auf Grund von § 9 
erkannten Strafe kann auf Einziehung oder auf Tötung des Tieres erkannt werden, 
wenn es dem Verurteilten gehört. Statt der Einziehung kann angeordnet werden, 
daß das Tier auf Koſten des Verurteilten bis zur Dauer von drei Monaten 
anderweit untergebrat und verpflegt wird.

(2) Kann keine beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt werden, ſo kann auf 
Einziehung oder Tötung des Tieres ſelbſtändig erkannt werden, wenn im übringen 
die Vorausſeungen hierfür vorliegen.

§ 11.

(1) Iſt jemand wiederholt wegen einer vorſälien Zuwiderhandlung auf Grund 
von § 9 retskräftig verurteilt worden, ſo kann ihm die zuſtändige Landesbehörde 



die Haltung von beſtimmten Tieren oder die berufsmäßige Beſäftigung oder 
den Handel mit ihnen auf Zeit oder Dauer unterſagen.

(2) Na Ablauf eines Jahres ſeit der Retskraft der Unterſagungsanordnung 
kann die zuſtändige Landesbehörde die Anordnung wieder aufheben.

(3) In der Haltung, Pflege oder Unterbringung ſuldhaft erhebli verna
läſſigte Tiere können dur die zuſtändige Landesbehörde ihrem Beſier fort
genommen und ſo lange anderweit pflegli untergebrat werden, bis die Gewähr 
für eine einwandfreie Tierhaltung vorhanden iſt. Die Koſten dieſer Unterbringung 
ſind dem Suldigen aufzuerlegen.

§ 12.

Iſt in einem Strafverfahren zweifelhaft, ob die Tat unter ein Verbot deſ § 2 Nr. 1 
oder 2 fällt, ſo ſollen hierüber in einem mögliſt frühen Abſnitt des Verfahrens 
der beamtete Tierarzt und, ſoweit es ſi um landwirtſaftlie Betriebe handelt, 
der Reisnährſtand gehört werden.

Abſnitt V.

Slußbeſtimmungen.

§ 13.

Unter Betäubung im Sinne dieſes Geſees ſind alle Verfahren zu verſtehen, die 
allgemein ſmerzlos maen oder örtli die Smerzempfindung ausſalten.

§ 14.

Der Reisminiſter des Innern kann zur Durführung und Ergänzung dieſes 
Geſees Rets- und Verwaltungsvorſriften erlaſſen. Soweit er von dieſer 
Ermätigung keinen Gebrau mat, können die Landesregierungen die 
erforderlien Durführungsvorſriften erlaſſen.



§ 15.

Dieſes Geſe tritt am 1. Februar 1934 in Kraft mit ausnahme des § 2 Nr. 8 
und 11 und des § 3, für die der Reisminiſter des Innern im Einvernehmen 
mit dem Reisminiſter für Ernährung und Landwirtſaft den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens feſtſet.

Die §§ 145 b und 360 Nr. 13 des Strafgeſebues treten am 1. Februar 
1934 außer Kraft.

Die Beſtimmungen des Vogelſugeſees vom 30. Mai 1908 (Reisgeſebl. 
S. 314) bleiben unberührt.


